


Zur Unterrichtung zum Thema „Dürrehilfen“ durch Landwirtschaftsministerin Barbara 
Otte-Kinast sagt der stellvertretende CDU-Fraktionsvorsitzende Helmut Dammann-Tamke:

„Wir begrüßen die heute von Julia Klöckner und Barbara Otte-Kinast angekündigte finanzielle 
Hilfe für niedersächsische Betriebe, die infolge der Dürre in existenzielle Not geraten sind, 
ausdrücklich. Niedersachsen ist von den klimabedingten Ertragseinbußen besonders betroffen. 
Auch wenn wir das gesamte Ausmaß der Schäden erst nach Auswertung der Jahresabschlüsse 
im Herbst 2019 abschließend bewerten können, wollen wir schon heute ein klares Signal an 
die von besonderer Härte betroffenen Landwirte senden. Hierbei ist klar, dass wir die jeweili-
gen Schäden sowohl in regionaler als auch in betrieblicher Hinsicht differenziert betrachten 
müssen.

Dass die Grünen die besonderen klimabedingten Schäden – nicht nur für Bauern – dafür missbrauchen, einen gesamten Berufsstand an den 
Pranger zu stellen, ist nicht zu akzeptieren. Die niedersächsischen Landwirte leisten mit Windenergie, Biogas oder Nahwärmenetze einen 
maßgeblichen Beitrag zum Klimaschutz. Das grüne Bauern-Bashing à la ‚selber schuld‘ blendet diese Leistung aus und verkennt, dass die 
Landwirte unsere tägliche Nachfrage nach Lebensmitteln bedienen.“

Zum geplanten Verbot, Wölfe in Niedersachsen zu füt-
tern und zu fotografieren, sagt Martin Bäumer, stellver-
tretender Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion:

„Wir beobachten den wachsenden Wolfstourismus in 
Niedersachsen bereits seit geraumer Zeit mit Sorge. Durch 
anhaltenden Kontakt zum Menschen verliert der Wolf 
zunehmend seine natürliche Scheu, was die Gefahr eines 
Angriffs deutlich erhöht. Oft werden Wölfe gezielt gefüt-
tert, um sie anzulocken und so fotografieren zu können. Es 
wäre geradezu zynisch, wenn dieser Tourismus die Wölfe an den Menschen gewöhnt und die Tierhalter 
die Zeche hierfür zahlen müssen. Wir begrüßen daher das geplante Verbot ausdrücklich. Das hätte, wie 
von uns gefordert, schon vor Jahren durch den grünen Umweltminister Wenzel geschehen müssen.“

Liebe Leserinnen und Leser, 

die August-Plenarwoche liegt 
hinter uns. In der heutigen 
Ausgabe der Landtagspost 
finden Sie Informationen zu 
den Themen:
 
•	 Wolf
•	 Masterplan Digitalisie-

rung
•	 Dürrehilfe
•	 Begleitetes Fahren ab 16 

Jahren
•	 Lebensmittelsicherheit
•	 Hausärztliche Versorgung
•	 Land gibt Schulräume für 

Hort-Nutzung frei
und
•	 Klimaschutzgesetz

Ich wünsche Ihnen viel Spaß 
bei der Lektüre.

Ihr Martin Bäumer

Bäumer: Geplantes Verbot: Wölfe in Niedersachsen sollen nicht gefüttert und fotografiert 
werden
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Aus Sicht des Vorsitzenden der CDU-Landtagsfraktion, 
Dirk Toepffer, stellt der am 21. August 2018 vorgestellte 
Masterplan Digitalisierung das Fundament für die digitale 
Zukunft Niedersachsens dar. „Die große Herausforderung 
der Digitalisierung benötigt ein umfassendes und in sich 
stimmiges Konzept. Der Masterplan erfüllt alle an ihn 
gesetzten Erwartungen“, betont Toepffer. „Die Digitalisie-
rung beschränkt sich nicht nur auf eine funktionierende 
Infrastruktur, sondern praktisch alle Ebenen des gesell-
schaftlichen Miteinanders.“

Die Stärke des Masterplans sei es, dass er in enger Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbän-
den und unter Einbindung aller relevanten Akteure erarbeitet worden ist. Zudem werde der Masterplan 
kontinuierlich überarbeitet, um neue Trends frühzeitig erkennen und auf Niedersachsen anwenden zu 
können. „Ein starres Konzept wird der Dynamik der digitalen Transformation nicht gerecht“, ist Toepffer 
überzeugt. „Als CDU-Fraktion laden wir alle Niedersachsen herzlich ein, sich an den weiteren Diskussio-
nen zu beteiligen.“

Mit den haushaltspolitischen Weichenstellungen des ersten Halbjahrs 2018 stehen heute bereits 850 
Millionen der angestrebten Landesmittel in Höhe von einer Milliarde Euro zur Verfügung. „Entgegen 
einzelner Meinungen ist der Masterplan kein Wunschzettel, sondern ein seriös durchfinanzierter Plan 
für das Gigabitland Niedersachsen“, unterstreicht Toepffer. So seien für die einzelnen Projekte nicht nur 
konkrete Zeitpläne, sondern vielfach auch Haushaltsansätze benannt worden. „Niedersachsen ist für 
die digitale Zukunft gut aufgestellt. Wir schaffen nun die Rahmenbedingungen, damit unsere Unterneh-
men die Chancen der digitalen Transformation ergreifen können und auch künftig wettbewerbsfähig 
bleiben.“

Wichtig sei dabei, dass Bürgerinnen und Bürger nicht den Anschluss an das digitale Zeitalter verlieren 
und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die notwendigen Fort- und Weiterbildungsangebote vorfin-
den, damit der Schutz ihrer Arbeitsplätze dauerhaft gewährleistet ist. „Wir wollen diese Herausforde-
rung gemeinsam angehen. Mit dem Masterplan Digitalisierung kann Niedersachsen zum Vorreiter der 
digitalen Transformation werden.“

Dammann-Tamke: CDU begrüßt finanzielle Dürrehilfe für notleidende Landwirte 

„Die Verbraucher in Niedersachsen haben ein Recht auf qualitativ hochwertige Waren und 
sie sollen umfassend über Risiken aufgeklärt, vor Täuschungen und insbesondere vor Lebens-
mittelbetrug geschützt werden. Der Verbraucherschutzbericht 2017 zeigt einmal mehr, wie 
wichtig die Überwachung von Lebensmitteln und regelmäßige Kontrollen sind. Die Behörden 
vor Ort und das LAVES sorgen maßgeblich für die Sicherheit der Verbraucher“, stellte die ver-
braucherschutzpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Veronika Koch, während der 
Aktuellen Stunde im Niedersächsischen Landtag fest.

Der Verbraucherschutzbericht befasst sich aber auch mit Maßnahmen, um der Lebensmittel-
verschwendung und der mangelnden Wertschätzung von Nahrungsmitteln entgegenzuwirken. 
„80 Kilogramm Lebensmittel pro Kopf und Jahr landen in der Tonne, zum Teil ungeöffnet. Das 
ist Verschwendung auf höchstem Niveau“, kritisiert Koch. Mit der Einrichtung des Zentrums für Ernährung und Hauswirtschaft in Nieder-
sachsen (ZEHN) sei hierfür ein erster Schritt in die richtige Richtung getan.

„Damit sichere Lebensmittel ein Markenzeichen in Niedersachsen bleiben, sind wir in Niedersachsen auf gut ausgebildete Fachkräfte 
angewiesen; benötigt werden Chemiker und Lebensmittelkontrolleure, zukunftsfähig sind aber auch geeignete Berufe im IT-Bereich, um bei 
neuen Herausforderungen wie der Überwachung und Kontrolle des Internethandels effektiv agieren zu können“, stellt Koch fest. „Gemein-
sam mit unserer Verbraucherschutzministerin Barbara Otte-Kinast werden wir dafür Sorge tragen, dass die Verbraucher in Niedersachsen 
weiterhin vertrauensvoll die heimischen Produkte erwerben und konsumieren können“, so die Verbraucherschutzexpertin.

Koch: Sichere Lebensmittel sind Markenzeichen Niedersachsens 

Toepffer: Mit dem Masterplan startet Niedersachsen in seine digitale Zukunft

„Junge Menschen brauchen mehr Fahrpraxis. Nur so wird sich die Zahl der Unfallopfer bei 
Fahranfängern weiter verringern“, sagt die CDU-Landtagsabgeordnete Gerda Hövel und zeigt 
sich erfreut über den Beschluss des Landtages, sich auf Bundesebene für die Einführung des 
begleiteten Fahrens ab 16 Jahren einzusetzen. Die breite Zustimmung für den gemeinsamen 
Antrag von CDU und SPD belege, wie wichtig der Schutz der Risikogruppe der Fahranfänger 
sei. „Erfahrung ist die Währung, die auf der Straße zählt“, so Hövel. Schließlich sei der Zusam-
menhang zwischen Fahrpraxis und einer umsichtigeren, rücksichtsvolleren und unfallfreieren 
Fahrweise evident. Das habe der Erfolg des begleiteten Fahrens ab 17 Jahren bereits gezeigt. 
„Leider machen viele Jugendliche den Führerschein trotzdem erst wenige Monate vor ihrem 
18. Geburtstag.“ Nur wenige würden das Jahr vollständig nutzen, das ihnen für das begleitete 
Fahren zur Verfügung steht, so die Verkehrsexpertin. Dabei seien etwa 3.000 bis 5.000 Kilome-

ter Fahrleistung für einen stabilen Sicherheitsgewinn notwendig.

„Wir müssen mehr Anreize schaffen, um Fahranfänger für das begleitete Fahren zu gewinnen“, so Hövel. Neben der Herabsenkung der in 
der Führerscheinrichtlinie verankerten Altersgrenze von 17 auf 16 Jahren können dazu auch finanzielle Vergünstigungen beitragen, wie 
einige Versicherungsunternehmen sie bereits anbieten. Es sei nun an der Landesregierung, über die Landesvertretung in Brüssel für eine 
Zustimmung des Europäischen Parlaments zur Anpassung der Führerscheinrichtlinie zu werben.

Hövel: Begleitetes Fahren ab 16 Jahren bringt mehr Fahrpraxis und weniger Unfälle bei Fahranfängern 

Mehr Informationen zum Masterplan Digitalisierung finden Sie hier: www.mw.niedersachsen.de



Mein Redebeitrag zum Thema Klimaschutzgesetz

Bei der gesamten Diskussion in Hinblick auf die Verankerung des Klimaschutzes in die Verfas-
sung fehlt mir die Offenheit - gerade der Grünen im Landtag - über die möglichen Ursachen 
eines Klimawandels zu diskutieren.

Meinen Redebeitrag zum Entwurf eines Gesetzes zur Aufnahme des Staatsziels „Klimaschutz“ 
in die Niedersächsische Verfassung finden Sie auf YouTube: 
www.youtube.com/MartinBaeumerMdL

„Immer mehr Hausärzte werden in den kommenden Jahren ihre Praxis altersbedingt schlie-
ßen, ohne einen Nachfolger zu haben. Gleichzeitig werden in unserer alternden Gesellschaft 
immer mehr Menschen auf einen Hausarzt angewiesen sein, insbesondere in den ländlichen 
Regionen Niedersachsens. Wir müssen jetzt handeln, um auch in Zukunft die hausärztliche 
Versorgung sicherzustellen“, so der CDU-Landtagsabgeordnete Burkhard Jasper in der heuti-
gen Plenardebatte.

Um dieser Entwicklung möglichst schnell entgegenzuwirken, fordern CDU und SPD in einem 
gemeinsamen Antrag ein Bündel von Maßnahmen. „Wir wollen nicht den Mangel verwalten, 
sondern ausreichend Mediziner ausbilden“, so Jasper. „Es reicht aber nicht aus, mehr Medizi-
ner auszubilden, wenn sich diese nur in den Städten der Unikliniken niederlassen.“ Deshalb 

sei es wichtig, dass die angehenden Mediziner in den klinischen Semestern auch in Krankenhäusern in der Fläche weiter studieren und dort 
Erfahrungen sammeln. Zudem müsse die Ausbildung in den Praxen verstärkt ermöglicht und die angehenden Ärzte beim Übergang vom 
Studium zur Weiterbildung sowie von der Weiterbildung zur Niederlassung begleitet und unterstützt werden.

„Mehr Studienplätze, eine stärkere Zusammenarbeit mit den Kliniken in der Fläche und Anreize für die Tätigkeit als Hausarzt im ländlichen 
Raum – das sind unsere Maßnahmen zur Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung“, so Jasper. „Die Frage nach der Einführung einer 
Landarztquote stellt sich uns erst, wenn diese Maßnahmen nicht ausreichen.“ Sinnvoller sei es, die Attraktivität des ländlichen Raumes 
insgesamt zu steigern, indem Kultur- und Bildungsangebote, der öffentliche Nahverkehr sowie die Kinderbetreuung weiter ausgebaut und 
verbessert werden. Wichtig werde auch die Ausweitung der Telemedizin sein.
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Jasper: Mehr Studienplätze reichen nicht – CDU fordert Maßnahmenbündel zur Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung
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Hortgruppen in Niedersachsen dürfen künftig auch Schulräume nutzen. Eine entsprechende 
Mustervereinbarung hat das Niedersächsische Kultusministerium heute vorgestellt und damit 
den Weg für die sogenannte „Doppelnutzung“ freigemacht. Der CDU-Landtagsabgeordnete 
Martin Bäumer lobt die Entscheidung: „Das ist der richtige Schritt, um die Raumnot der 
Kommunen zu mildern und zugleich gemeinsame Aktivitäten von Schul- und Hortkindern zu 
ermöglichen. Mit dieser Änderung folgen wir einem ausdrücklichen Wunsch der Städte und 
Gemeinden in unserem Land.“
 
Nach bisheriger Rechtslage war die Nutzung schulischer Räume für den Hortbetrieb nur in 
wenigen Ausnahmefällen möglich, sodass kommunale Träger gezwungen waren, zusätzlich 
Räume anzumieten oder eigens zu errichten. 
 
„Dass Kinder zum Teil in Containern betreut werden müssen, während die Schule nebenan leer steht, ist niemandem zu vermitteln. Die bis-
herige Praxis war pädagogisch fragwürdig und teuer für die Träger. Wir freuen uns, dass mit der nun erlaubten Doppelnutzung die Kommu-
nen in Niedersachsen entlastet werden.“

Bäumer: Land gibt Schulräume für Hort-Nutzung frei – CDU entlastet Kommunen bei Kinderbetreuung




